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Stellungnahme von TERRE DES FEMMES e. V.  
zum Fachgespräch „Gemeinsam Gewalt gegen Frauen 

verhindern“ des Ausschusses für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 

 
TERRE DES FEMMES begrüßt, dass das Thema „Gewalt gegen Frauen verhindern“ 
am Vortag des Internationalen Tags „NEIN zu Gewalt an Frauen“ im Rahmen eines 
Fachgesprächs auf die Tagesordnung des Ausschusses für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages gesetzt wird. Angesichts des 
Ausmaßes an Gewalt gegen Frauen in Deutschland fordert TERRE DES FEMMES das 
Thema „Gewalt gegen Frauen verhindern“ zur obersten Priorität der Bundesregierung 
zu machen. 
 
Jede dritte Frau in Deutschland hat in ihrem Erwachsenenleben mindestens einmal 
physische Gewalt erlitten. Jede vierte Frau war einer RKI-Studie1 zufolge mindestens 
einmal von körperlicher und/oder sexueller Gewalt durch einen (Ex-)Partner betroffen.  
Das im letzten Jahr veröffentlichte Bundeslagebild „Geschlechtsspezifische gegen 
Frauen gerichtete Straftaten“ (2023)2 zeigt auf erschütternde Weise, wie viel Gewalt, 
welchem Hass und welcher Verachtung Mädchen und Frauen in Deutschland 
ausgesetzt sind. 938 Mädchen und Frauen wurden Opfer von versuchten oder 
vollendeten Tötungsdelikten. Mehr als ein Drittel - 360 Mädchen und Frauen sind 
getötet worden. 155 Frauen darunter wurden von ihrem (Ex-)Partner ermordet. 
132.966 Frauen waren betroffen von Partnerschaftsgewalt. 52.330 Mädchen und 
Frauen wurden Opfer von Sexualstraftaten.  
 
TERRE DES FEMMES begrüßt, dass in den letzten Jahren bereits einige notwendige 
Maßnahmen umgesetzt wurden, um Frauen vor Gewalt zu schützen. Zuletzt das 
dringend erforderliche Gewalthilfegesetz, welches den Ausbau von Beratungsstellen 
sowie Frauenhausplätzen und einen Rechtsanspruch auf Hilfe bei Gewalt ab 2032 
sichert. Auch der Beschluss des Bundeskabinetts, vom 19. November 2025, die 
elektronische Fußfessel bundesweit einzuführen und Täterarbeit verpflichtend 
anzuordnen ist ein weiterer wichtiger Meilenstein beim Gewaltschutz. 
 
Um Mädchen und Frauen jedoch umfassend und nachhaltig vor Gewalt zu schützen, 
braucht es weitere Maßnahmen. Am 01. Februar 2018 trat die Istanbul-Konvention in 
Deutschland in Kraft. Deutschland hat sich damit verpflichtet, Gewalt gegen Frauen 

 
1 Robert-Koch-Institut: Gesundheitliche Lage der Frauen in Deutschland, Berlin 2020 
2 Bundeskriminalamt: Bundeslagebild 2023 „Geschlechtsspezifische gegen Frauen gerichtete Straftaten“ 
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und häusliche Gewalt zu verhüten und zu bekämpfen. TERRE DES FEMMES begrüßt, 
dass CDU und SPD die Umsetzung der Istanbul-Konvention im Koalitionsvertrag 
aufgenommen haben und die Entwicklung der Gewaltschutzstrategie des Bundes in 
einen Nationalen Aktionsplan angekündigt hat.  
TERRE DES FEMMES fordert, dass die Bundesregierung folgende Faktoren beachtet, 
aufnimmt und umsetzt: 
 
Ganzheitliches Schutzsystem 
Die Einführung der elektronischen Fußfessel nach spanischem Vorbild ist ein wichtiger 
Baustein für mehr Sicherheit und Gewaltschutz. Die elektronische 
Aufenthaltsüberwachung kann gefährdete Frauen wirksam vor Femiziden schützen, 
funktioniert jedoch nur als Teil eines ganzheitlichen Gewaltschutzsystems. Dazu 
gehören u.a. Täterarbeit, Fallkonferenzen, Gefährdungsanalysen sowie eine 
verpflichtende, flächendeckende Fortbildung von Polizei, Justiz und Behörden. 
Nur wenn Fachkräfte die Dynamiken häuslicher Gewalt sicher erkennen, können 
Schutzmaßnahmen wie die Fußfessel passgenau eingesetzt werden. Spanien nutzt die 
elektronische Fußfessel seit 2009 erfolgreich zur Überwachung gewalttätiger (Ex-
)Partner. Die GPS-Datenübermittlung warnt Polizei und Betroffene in Echtzeit bei 
Annäherungen und verhindert so gefährliche Situationen. Bei Verstößen gegen 
Annäherungsverbote können Täter unmittelbar zur Verantwortung gezogen werden. 
Rund 13.000 überwachte Fälle wurden so begleitet – und kein einziger Femizid trat 
innerhalb dieser überwachten Fälle auf. Das Modell gilt daher als ausgesprochen 
erfolgreich. 
Dieser Erfolg setzt eine starke Infrastruktur voraus: enge Zusammenarbeit von 
Behörden und Hilfsstellen, qualifizierte Gefährdungsanalysen sowie kontinuierlich 
geschulte ErmittlerInnen. 
 
Gewaltschutz vor Umgangs- und Sorgerecht 
TERRE DES FEMMES fordert bei Gewalttaten den automatischen Entzug des Sorge- 
und Umgangsrechts für gemeinsame Kinder für mindestens sechs Monate, um die 
betroffene Frau (und auch ggf. Kinder) sofort zu schützen. In der Praxis wird 
Partnerschaftsgewalt in familiengerichtlichen Entscheidungen noch immer viel zu 
häufig ignoriert oder verharmlost. 
Die TERRE DES FEMMES Umfrage vom Mai 20243 zeigt deutlich strukturelle Gewalt 
auf: Gewaltbetroffene Mütter erleben in familiengerichtlichen Verfahren regelmäßig 
Diskriminierung und institutionelle Gewalt. Viele Betroffene berichten von 
intransparenten Abläufen, mangelnder Anhörung, einseitigen Gutachten und enormer 

 
3 https://frauenrechte.de/unsere-arbeit/haeusliche-und-sexualiserte-
gewalt/hintergrundinformationen/umgangsrecht/nachtrennungsgewalt/umfrage 
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psychischer Belastung. Anstatt Schutz zu erhalten, werden sie häufig erneut 
entmachtet und in riskante Umgangsregelungen gedrängt. Es reicht nicht, Gesetze zu 
reformieren. Wir brauchen verbindliche Veränderungen in der Praxis: klare und 
bundesweit einheitliche Schutzstandards, verpflichtende Fortbildungen zu 
häuslicher Gewalt für alle beteiligten Professionen und transparente, 
nachvollziehbare Verfahren, die die Sicherheit von Frauen und Kindern ins Zentrum 
stellen.  
 
Reform des Sexualstrafrechts 
TERRE DES FEMMES fordert die Einführung der „Ja-heißt-Ja“-Regelung im 
Sexualstrafrecht. Einvernehmlicher Sex muss klar auf einer frei gegebenen, jederzeit 
widerrufbaren Zustimmung der beteiligten Personen beruhen. Dieser Grundsatz stärkt 
den Schutz Betroffener und schließt Lücken, die durch die aktuelle Nein-heißt-Nein-
Regelung bestehen. Denn nach geltendem Recht ist eine Vergewaltigung nur 
strafbar, wenn der Gegenwille erkennbar geäußert wurde oder Gewalt, Drohung bzw. 
Überraschung vorlag. Viele Betroffene können ihren Widerstand nicht ausdrücken, 
aufgrund von Angst, drohender Gewalt, körperlicher Unterlegenheit oder einer 
Schockstarre. Eine Schockstarre betrifft laut Studien4 bis zu zwei Drittel der 
Betroffenen. Dadurch bleiben zahlreiche Übergriffe straffrei und Betroffene fühlen sich 
entmutigt, Anzeige zu erstatten. 
Die derzeitige Regelung erfüllt nicht die Vorgaben der Istanbul-Konvention, wonach 
nach Artikel 36 jede nicht einverständliche sexuelle Handlung unter Strafe zu stellen 
ist und ein Einverständnis freiwillig als Ergebnis des freien Willens der Person, erteilt 
werden muss. Die Einführung der „Ja heißt Ja“ Regelung ist daher nach der Istanbul-
Konvention geboten. Mit dieser Regelung muss nicht die Betroffene ihren Widerstand 
beweisen, sondern die Verantwortung, sicherzustellen, dass Sex einvernehmlich ist, 
liegt bei allen Beteiligten. Das entlastet Betroffene, verbessert die Chancen auf 
Strafverfolgung und setzt ein klares gesellschaftliches Signal: Ein fehlendes „Nein“ ist 
kein Einverständnis.  
Deutschland muss sich den vielen europäischen und internationalen Staaten 
anschließen, die diesen modernen und betroffenenschützenden Standard bereits 
eingeführt haben. Zuletzt wurde in Frankreich Sex ohne Einwilligung unter Strafe 
gestellt. 
 
  

 
4 Anna Möller, Hans Peter Söndergaard, Lotti Helström: Tonic immobility during sexual assault - a common 
reaction predicting post-traumatic stress disorder and severe depression, Acta Obstetricia et Gynecologica 
Scandinavica 2017 
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Vertrauliche Spurensicherung 
TERRE DES FEMMES fordert den flächendeckenden Zugang zur vertraulichen 
Spurensicherung für alle Betroffenen sexualisierter Gewalt – unabhängig von 
Aufenthaltsstatus, Alter, Versicherungsstatus oder gesetzlicher Betreuung. Die 
vertrauliche Spurensicherung ist ein zentrales Verfahren, das ermöglicht, gerichtsfeste 
Beweise zu sichern, ohne sofort eine Anzeige erstatten zu müssen. Da viele Betroffene 
aufgrund der traumatischen Gewalterfahrungen, Schock, Angst oder Scham nicht 
unmittelbar entscheiden können Anzeige zu erstatten, entlastet sie dieses Angebot 
erheblich. 
Trotz gesetzlicher Grundlagen bestehen weiterhin Versorgungslücken: Für mehrere 
Gruppen ist die Kostenübernahme ungeklärt5, und viele Kliniken oder Praxen kennen 
das Verfahren nicht oder bieten keine umfassende Ersthilfe an. Erfahrungen aus 
Medizin, Beratungsstellen und Betroffenenberichten zeigen, dass die Versorgung 
keineswegs ausreichend geregelt ist. Daher braucht es eine flächendeckende, 
finanzierte und zugängliche vertrauliche Spurensicherung für alle. 
 
Versorgungslage Schwangerschaftsabbrüche 
Im Koalitionsvertrag hat die Bundesregierung die Versorgungslage von 
Schwangerschaftsabbrüchen adressiert und die Ermöglichung eines medizinisch 
sicheren Zugangs sowie eine wohnortnahe Versorgung aufgenommen. Die derzeitige 
Versorgungslage bei Schwangerschaftsabbrüchen in Deutschland weist für manche 
Gebiete, laut der ELSA-Studie, keine ausreichende Erreichbarkeit von Angeboten für 
einen Schwangerschaftsabbruch auf. Die zur Verfügungstellung eines ausreichenden 
Angebots ambulanter und stationärer Einrichtungen ist nach §13 
Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG) durch die Länder sicherzustellen. TERRE 
DES FEMMES fordert diese Lücke zu schließen und ein ausreichendes, 
wohnortnahes Angebot zur Verfügung stellen. 
Auch unter dem besonderen Aspekt gewaltbetroffene Frauen zu schützen und zu 
unterstützen, ist ein solche Versorgung notwendig. Die Ergebnisse der ELSA-Studie 
zeigen mit großer Deutlichkeit, dass ungewollte Schwangerschaften und Partnergewalt 
in Deutschland in hohem Maße miteinander verknüpft sind. Partnergewalt betrifft viele 
Frauen, insbesondere jene in prekären sozialen Lagen, und erhöht das Risiko einer 
ungewollten Schwangerschaft massiv: Bei physischer Gewalt ist das Risiko um das 
6,6-Fache, bei psychischer Gewalt um das 5,3-Fache und bei sexualisierter 
Gewalt sogar um das 23,9-Fache erhöht.6 Auch das Risiko eines 
Schwangerschaftsabbruchs steigt erheblich7. Partnergewalt umfasst dabei häufig 

 
5 Bspw. privat Versicherte, nicht versicherte Personen sowie Asylbewerberinnen 
6 ELSA-Abschlussbericht (2024), S. 803–804 
7 Ebd., S. 803–804  
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reproduktive Kontrolle, Einschränkungen oder Verweigerung von Verhütung sowie 
sexuellen Zwang.8 Gewalt endet nicht bei Eintritt einer Schwangerschaft; für manche 
Frauen beginnen Gewalthandlungen sogar erst in dieser Zeit, und bei einem Drittel 
verschlimmern sie sich während der Schwangerschaft.9 Ein zentrales Ergebnis der 
ELSA-Studie ist, dass ungewollt Schwangere, die von Partnergewalt betroffen sind, 
besonders hohe Barrieren beim Zugang zum Schwangerschaftsabbruch erleben. Die 
ohnehin unzureichenden Versorgungsstrukturen greifen bei ihnen noch weniger, 
wodurch ihr Zugang zu notwendiger Unterstützung oft stark eingeschränkt ist.10 
Soziale Isolation, Kontrolle durch den Partner, finanzielle Abhängigkeit oder auch ein 
hoher Geheimhaltungsdruck, erschweren es, Informationen und medizinische Hilfe 
rechtzeitig zu erhalten.11 Hinzu kommt, dass der organisatorische Prozess – Termine 
an verschiedenen Orten, Zeitdruck, weite Wege, Finanzierungsunsicherheiten und 
fehlende niedrigschwellige Angebote – als extrem belastend empfunden wird. Die 
verpflichtende Beratung stellt für viele Frauen eine weitere Belastung dar. Die Studie 
zeigt, dass nicht primär der Abbruch selbst psychisch belastet, sondern die 
institutionellen und sozialen Rahmenbedingungen, die den Zugang unnötig 
erschweren.12 Daraus ergibt sich klarer politischer Handlungsbedarf. Um ungewollt 
schwangere Frauen, insbesondere auch gewaltbetroffene, wirksam zu unterstützen, 
ist eine umfassende Reform der gesetzlichen und strukturellen Rahmenbedingungen 
des Schwangerschaftsabbruchs erforderlich. Dazu gehören eine Entkriminalisierung, 
um Stigmatisierung abzubauen sowie Versorgungsstrukturen, die bedarfsgerecht 
ausgebaut werden: wohnortnah, vertraulich, barrierefrei, ohne Warte- und 
Beratungspflicht, mit Kostenübernahme durch gesetzliche Krankenkassen und mit 
garantiertem Zugang zu verschiedenen Abbruchmethoden. Ungewollt Schwangere und 
insbesondere gewaltbetroffene Frauen benötigen Schutz und Unterstützung – keine 
zusätzlichen Hürden. 
 
Menschenhandel zum Zweck sexueller Ausbeutung 
Die meisten identifizierten Opfer von Menschenhandel weltweit waren 2022 mit 61 
Prozent weiblich. Die Mehrheit der Mädchen und Frauen sind betroffen von 
Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung.13 In Deutschland sind 2024 
84% der Betroffenen von Menschenhandel weiblich. Menschenhandel zum Zweck der 
sexuellen Ausbeutung ist ebenfalls die häufigste Form.14 Vom Leid der Mädchen und 

 
8 ELSA-Abschlussbericht (2024), S. 804 
9 Ebd., S. 804 
10 Ebd., S. 808 
11 Ebd., S. 804–805 
12 Ebd., S. 530, S. 535 
13 UNODC: Global Report on Trafficking in Persons, 2024. URL 
14 Bericht des KOK e.V. 2025, Datenerhebung zu Menschenhandel und Ausbeutung in Deutschland 
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Frauen profitieren sowohl MenschenhändlerInnen als auch Sexkäufer, denn viele der 
Betroffenen sind in der Prostitution tätig. 
Die EU-Änderungsrichtlinie 2024/1712 verpflichtet Mitgliedstaaten, die Nachfrage nach 
Dienstleistungen von Betroffenen des Menschenhandels zu verringern, wenn 
KundInnen wissen müssten, dass Ausbeutung vorliegt. In der Realität der Prostitution 
jedoch verschwimmen Selbstbestimmung und Zwang, sodass ein solches Wissen kaum 
nachweisbar ist. Nach Schätzwerten sind in Deutschland bis zu 250.000 Frauen in der 
Prostitution tätig.15 Angemeldet nach dem Prostituiertenschutzgesetz waren im Jahr 
2024 32.300, davon ca. 83% nicht-deutscher Nationalität16. Die Zahlen lassen auf ein 
erhebliches Dunkelfeld schließen, in dem Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 
Ausbeutung sehr wahrscheinlich ist und vor allem migrantische Frauen ausgebeutet 
werden. 
Armut, Obdachlosigkeit, Gewalterfahrungen, Sucht, emotionale Abhängigkeiten und 
Diskriminierung: Betroffene dieser Faktoren sind in der Prostitution überproportional 
stark vertreten17. Weder das ProstG18 noch das ProstSchG haben die Situationen 
Betroffener verbessert;19 obwohl Letzteres Ausbeutung in der Prostitution anerkennt, 
behandelt es Prostitution als Dienstleistung und kritisiert nicht grundlegend die 
dahinterliegende Struktur, die Menschenhandel profitabel werden lässt. 
Menschenhandel und Prostitution sind untrennbar miteinander verbunden, TERRE 
DES FEMMES fordert daher die Umsetzung des Nordischen Modells, mit 
Maßnahmen u.a. wie flächendeckende Schutz- und Ausstiegsprogramme, 
Entkriminalisierung von Prostituierten, die Einführung eines Sexkaufverbots, verstärkte 
Maßnahmen gegen Menschenhandel sowie Aufklärungs- und Bildungsprogramme in 
der Öffentlichkeit und an Schulen. 
 
Frauen vor allen Formen von Gewalt schützen 
Gewalt gegen Frauen zu verhindern, bedeutet auch den Blick auf die vielfältigen 
Gewaltformen zu richten, von denen Mädchen und Frauen in Deutschland betroffen 
sind und dafür geeignete Unterstützungsstrukturen auf- und auszubauen. Früh- und 

 
15 Sporer, Helmut: Der neue deutsche Weg. Aktuelle Analysen Nr. 93, Hanns-Seidel-Stiftung, 2022 
16 Statistisches Bundesamt: Pressemitteilung Nr. 240 vom 3. Juli 2025. URL 
17 Sibi, Héma: Last Girl First! Prostitution at the intersection of sex, race & class-based oppressions. CAP 
International, 2022 
18 BMFSFJ: Bericht der Bundesregierung zu den Auswirkungen des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Prostituierten, 2007, S. 79 ff. 
19 Degenhardt, Tamara; Lintzenn, Laura Maria: Veränderungen und Auswirkungen durch das ProstSchG auf die 
Prostitutionsszene in NRW. Entwicklungsbeobachtung vor dem Hintergrund des am 01.07.2017 in Kraft 
getretenen Prostituiertenschutzgesetzes für das Berichtsjahr 2018, S. 15 ff. In: Unterlagen zur NRW-
Landtagsanhörung 2018. URL 
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Zwangsverheiratungen20 oder weibliche Genitalverstümmelung21 betreffen in 
Deutschland viele Mädchen und Frauen. Diese schweren Menschenrechtsverletzungen 
haben lebenslange Folgen für die physische und psychische Gesundheit der 
Betroffenen. TERRE DES FEMMES fordert daher spezialisierte Beratungs-, 
Versorgungs- und Schutzangebote, verbindliche Schulungen für alle relevanten 
Fachkräfte, eine verbesserte Datengrundlage sowie den Ausbau von Präventionsarbeit 
an Schulen.  
 
Ausbau von Prävention 
Die vom BMBFSFJ in Auftrag gegebene Bedarfsanalyse zur Prävention 
geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt22 hat ergeben, dass Deutschland das 
Potential von Prävention bislang nur unzureichend nutzt. Die Umsetzung von 
geeigneten Präventionsmaßnahmen ist ein unerlässlicher Baustein in der Bekämpfung 
und Verhinderung von geschlechtsspezifischer Gewalt. Deutschland setzt bislang vor 
allem auf Tertiärprävention, auf Krisenintervention und Unterstützung nach erfolgter 
Gewalt. Primärprävention – Maßnahmen, die Gewalt reduzieren und Gewalt verhindern 
– und Sekundarprävention – frühes Erkennen von Gewaltverhältnissen und 
wirkungsvolle Intervention – sind hingegen unzureichend ausgebaut. Dabei kann die 
Ausweitung von Primär- und Sekundarprävention nicht nur das Leid von Betroffenen 
frühzeitig verringern, sondern langfristig auch Kosten für die Tertiärprävention deutlich 
senken. TERRE DES FEMMES fordert einen umfassenden Ausbau der 
Präventions- und Interventionsmaßnahmen, u.a. verpflichtende Fortbildungen 
und Schulungen für Polizei, Richterschaft und Staatsanwaltschaft, Anwendung von 
Gefährdungsanalysen, verpflichtende Anti-Gewalt Programme für gewaltauffällige 
Männer, Aufklärungs- und Sensibilisierungskampagnen sowie altersgerechte 
Präventionsangebote für SchülerInnen. 
 
Gleichberechtigung 
Die Istanbul-Konvention hält in ihrer Präambel fest, dass Gewalt gegen Frauen 
Ausdruck historisch gewachsener ungleicher Machtverhältnisse zwischen Frauen und 

 
20 Aktuelle bundesweite Zahlen fehlen, nach einer Umfrage des BMFSFJ waren im Jahr 2008 3.443 Personen 
bedroht oder betroffen, über 90% waren Mädchen und Frauen, ein Drittel minderjährig. Mirbach, Thomas/ 
Schaak, Torsten/ Triebl, Katrin: Zwangsverheiratung in Deutschland: Anzahl und Analyse von Beratungsfällen. 
Hamburg, 2011 
21 TERRE DES FEMMES veröffentlicht seit 1998 regelmäßig eine Dunkelzifferschätzung zu FGM in Deutschland. 
Die aktuelle Berechnung (2025) (TERRE DES FEMMES Ausstellung Unversehrt https://unversehrt-ausstellung.de/) 
geht von rund 101.778 betroffenen Frauen und Mädchen und bis zu 22.292 potenziell gefährdeten Mädchen aus. 
Das BMFSFJ hatte zuletzt 2020 Zahlen veröffentlicht, wonach in Deutschland 66.707 Frauen betroffen und bis zu 
14.752 Mädchen bedroht waren (https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/an-die-67-000-
frauen-und-maedchen-in-deutschland-betroffen-156806) 
22 Abschlussbericht Kurzfassung „Bedarfsanalyse zur Prävention geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt“, 
BMBFSFJ 2025 
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Männern ist, die zur Beherrschung und Diskriminierung der Frau durch den Mann und 
zur Verhinderung der vollständigen Gleichstellung der Frau geführt haben. Ein 
wesentliches Element der Verhütung von Gewalt gegen Frauen ist die Verwirklichung 
der rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern. TERRE DES 
FEMMES fordert daher sowohl Gewalt gegen Frauen zu verhindern, als auch mit 
Nachdruck die Gleichberechtigung von Frauen und Männern in allen Bereichen der 
Gesellschaft umzusetzen, damit Mädchen und Frauen endlich gleichberechtigt, 
selbstbestimmt und frei leben können. 
 
Berlin, den 20.11.2025 
 
Sina Tonk  
Bereichsleiterin Referate 
TERRE DES FEMMES Menschenrechte für die Frau e.V. 
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